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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 RS 34/16 B 
 
L 2 R 337/15 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 R 2690/14 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. September 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 21. April 2016 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.4.2016 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch der Klägerin auf 

Feststellung der Anwendbarkeit des AAÜG sowie ua der Zeit vom 21.3.1988 bis 30.6.1990 als 

Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) 

einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte im Überprüfungsverfahren verneint, das 

zusprechende Urteil des SG Berlin vom 27.4.2015 aufgehoben und die Klage abgewiesen. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat die Klägerin Beschwerde zum 

BSG eingelegt. In der Beschwerdebegründung macht sie eine Rechtsprechungsabweichung 

geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist offensichtlich unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die BSG oder BVerfG aufgestellt haben, sondern erst, wenn das LSG 

diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Un-

richtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzli-

chen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der 

Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Be-

zogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebe-

gründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Ent-

scheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Wider-

spruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die 
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oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung 

zugrunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). 

Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin behauptet, "die Entscheidung des LSG Berlin Brandenburg" weiche "vorliegend 

von übergeordneter Rechtsprechung des BSG ab". Sie versäumt es jedoch bereits, aus der 

angefochtenen und den herangezogenen Entscheidungen (welchen?) tragende abstrakte 

Rechts-sätze herauszuarbeiten, sodass der erforderliche Rechtssatzvergleich von vornherein 

unmöglich ist. Im Übrigen setzt die Bezeichnung einer Abweichung iS von § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG die Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung infrage stellt, 

was nicht der Fall ist, wenn es höchstrichterliche Entscheidungen zustimmend "zitiert", aber in 

ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall verkennt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 

mwN). Unter diesen Umständen hätte die Klägerin vertieft darauf eingehen müssen, warum es 

sich bei der behaupteten Abweichung des Berufungsgerichts "von übergeordneter 

Rechtsprechung des BSG" nicht lediglich um eine falsche Rechtsanwendung im Einzelfall 

handelt, in der ein eigener Rechtssatz des Berufungsgerichts gerade nicht zum Ausdruck 

kommt (vgl im Einzelnen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 25 S 45). Selbst wenn das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz missverstanden und deshalb das Recht 

fehlerhaft angewendet haben sollte, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen 

divergierenden Rechtssatz aufgestellt. 

 

Soweit die Klägerin "auf den eigentümlich anmutenden Satz in der Urteilsbegründung" hinweist, 

dass "die Berufung … nach alledem zurückzuweisen" ist, was "mit dem Tenor des Urteils 

schlechterdings unvereinbar ist", kann diese offenbare Unrichtigkeit jederzeit von Amts wegen 

berichtigt werden (vgl § 138 SGG); eine Revisionszulassung lässt sich darauf keinesfalls stüt-

zen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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